
Die mit dem Urteil des Kreisgerichts vertretene Auffas­
sung, der Angeklagte habe durch unangemessene Ge­
schwindigkeit beim Befahren der Krümme bei regen­
nasser Fahrbahn seine Pflichten gemäß § 7 Abs. 2 StVO 
schuldhaft verletzt und dadurch einen schweren Ver­
kehrsunfall herbeigeführt, ist nicht begründet.
Nach § 7 Abs. 2 StVO hat der Fahrzeugführer die Fahr­
geschwindigkeit so einzurichten, daß er jederzeit in der 
Lage ist, pflichtgerecht zu reagieren. Er hat seine Ge­
schwindigkeit insbesondere den Straßen-, Sicht- und 
Wetterverhältnissen sowie seinen persönlichen Fähig­
keiten und den Eigenschaften von Fahrzeug und La­
dung anzupassen.
Verstöße gegen diese Verkehrspflicht sind nicht nur 
häufig, sondern führen oft zu folgenschweren Unfällen. 
Dennoch ist es nicht angängig, die Frage nach der An­
gemessenheit der Geschwindigkeit und damit nach dem 
verkehrsgerechten Verhalten gewissermaßen rück­
schauend allein aus der Tatsache der Herbeiführung 
eines Unfalls zu beantworten. Strafrechtliche Schuld 
setzt voraus, daß der Täter verantwortungslos, nämlich 
entgegen den ihm gegebenen Möglichkeiten zu gesell­
schaftsgemäßem Verhalten, gehandelt hat. Dabei bezieht 
sich die in der Rechtspflicht des § 7 Abs. 2 StVO zum 
Ausdruck gebrachte gesellschaftliche Verantwortung 
immer auf eine nach Ort, Zeit und anderen konkreten 
Bedingungen bestimmte Verkehrssituation. Das heißt, 
das Fehlverhalten muß sich auf Grund der objektiven 
und subjektiven Tatbedingungen als Pflichtverstoß er­
weisen.
Im vorliegenden Fall hat das Kreisgericht die Unan­
gemessenheit der Fahrgeschwindigkeit im wesentlichen 
aus der Tatsache des Schleuderns des Fahrzeugs her­
geleitet und damit eine sich im Endergebnis als objek­
tiv fehlerhaft herausstellende Handlung, deren schäd­
liche Folgen bei richtigem Verhalten hätten vermieden 
werden können, als Pflichtverletzung charakterisiert. 
Das ist unzulässig.
Ein Verstoß gegen § 7 Abs. 2 StVO ist nur dann gegeben, 
wenn die konkreten Verkehrsbedingungen eine gerin­
gere als die vom Angeklagten gefahrene Geschwindig­
keit erfordert hätten. Entgegen der Ansicht des Kreis­
gerichts lassen die dazu getroffenen Feststellungen eine 
derartige Schlußfolgerung aber nicht zu. Der Angeklagte 
hat, als er die leichte Rechtskrümme wahrnahm, seine 
Fahrgeschwindigkeit auf 35 km/h herabgesetzt. Diese 
Geschwindigkeit ist für die festgestellten Straßenver­
hältnisse (nasse und rutschige Fahrbahn infolge Regens, 
Befahren einer leichten Krümme) nicht überhöht, zu­
mindest gab es für den Angeklagten keinen erkenn­
baren Grund, die Fahrgeschwindigkeit noch weiter 
herabzusetzen. Dies folgt schon daraus, daß sich das 
Fahrzeug bei Einfahrt in die Krümme normal verhielt; 
erst ausgangs der Krümme geriet es ins Schleudern. Die 
Ursache dafür wurde nicht aufgeklärt und läßt sich jetzt 
auch nicht mehr durch weitere Sachaufklärung mit der 
für eine Verurteilung erforderlichen Sicherheit fest­
stellen.
Nach dem Unfallortbefundsbericht befinden sich in der 
mit Basaltkleinsteinen gepflasterten Straße, also auch 
in der Krümme, an verschiedenen Stellen Bodenwellen, 
die ein Fahrzeug beim Durchfahren dieser Unebenhei­
ten stark durchfedern lassen. Es kann nicht ausgeschlos­
sen werden, daß das Durchfahren dieser Bodenwellen 
ursächlich für das Schleudern des Pkw war. Das Vor­
handensein der Bodenwellen war nicht durch Warn­
schilder gekennzeichnet. Vom Angeklagten, der diesen 
Straßenabschnitt zum erstenmal befuhr, konnte dieser 
Straßenzustand auch nicht durch besseres Beobachten 
der Fahrbahn rechtzeitig wahrgenommen werden. Des­
halb kann ihm das Nichtberücksichtigen dieser Bedin­

gungen, die möglicherweise eine stärkere Geschwindig­
keitsminderung erforderlich machten, nicht angelastet 
werden. Die zum Unfallzeitpunkt herrschende Dunkel­
heit bot offensichtlich keinen Anlaß, die Geschwindig­
keit unter 35 km/h herabzusetzen. Nach alledem konnte 
nicht festgestellt werden, daß die Straßenverhältnisse 
für den Angeklagten erkennbarer Anlaß zu einer stär­
keren Herabsetzung der Fahrgeschwindigkeit sein 
mußten. Die von ihm gefahrene Geschwindigkeit, die 
sich objektiv als zu hoch erwies, kann ihm deshalb nicht 
als Verstoß gegen § 7 Abs. 2 StVO zur Last gelegt 
werden.
Da mit der Verneinung einer Rechtspflichtverletzung 
eine Voraussetzung fahrlässiger Schuld entfällt, hätte 
der Angeklagte nicht wegen eines Vergehens nach § 196 
StGB verurteilt werden dürfen. In Übereinstimmung 
mit der Auffassung des Vertreters des Generalstaats­
anwalts der DDR war aus diesen Gründen das Urteil 
des Kreisgerichts im Schuld- und Strafausspruch auf­
zuheben. Der Angeklagte war auf der Grundlage der 
vom Kreisgericht getroffenen Feststellungen durch 
Selbstentscheidung freizusprechen.

§ 198 StPO; § 72 Abs. 1 der VO über die Gewährung und 
Berechnung von Renten der Sozialversicherung vom 
15. März 1968 (GBl. II S. 135).
Hat die Beschwerdekommission der Sozialversicherung 
über die Rückforderung von Rentenleistungen entschie­
den, die auf Grund einer strafbaren Handlung des 
Rentners zu Unrecht an ihn gezahlt worden waren, so 
kann der Rückforderungsanspruch nicht nochmals als 
Schadenersatzanspruch im Strafverfahren geltend ge­
macht werden.
BG Suhl, Urteil vom 11. Januar 1974 — Kass. S 11/73.

Der Angeklagte, der Invalidenrentner ist, hat es unter­
lassen, der Sozialversicherung mitzuteilen, daß er voll 
berufstätig war. Er füllte auf den Anträgen jeweils die 
Spalte „Für Nichtbeschäftigte“ mit der Erklärung aus, 
daß er kein Einkommen aus Arbeitsverdienst habe. 
Auf Grund dieser Täuschung bezog er vom 1. Septem­
ber 1968 bis 31. März 1972 unberechtigt Invalidenrente. 
Die Kreisbeschwerdekommission der Sozialversiche­
rung hat durch Beschluß vom 25. September 1972 die 
Rückzahlung der zu Unrecht gezahlten Leistungen an­
geordnet.
Das Kreisgericht hat den Angeklagten wegen mehr­
fachen Betrugs zum Nachteil gesellschaftlichen Eigen­
tums verurteilt und ihn verpflichtet, an die Sozial­
versicherung Schadenersatz in Höhe von 5 030 M zu 
zahlen.
Der Direktor des Bezirksgerichts hat die Kassation 
dieses Urteils beantragt, soweit der Angeklagte zum 
Schadenersatz verurteilt wurde. Der Antrag hatte Er­
folg.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 198 StPO kann der Angeklagte auf Antrag des 
durch die Straftat Geschädigten zum Ersatz des entstan­
denen Schadens verurteilt werden, sofern der Anspruch 
nicht anderweitig anhängig oder darüber bereits ent­
schieden ist.
Im vorliegenden Fall hatte die Kreisbeschwerdekommis­
sion der Sozialversicherung bereits mit ihrem Beschluß 
vom 25. September 1972 den Angeklagten zur Rückzah­
lung der zu Unrecht erhaltenen Invalidenrente ver­
pflichtet. Die Beschwerdekommission war dazu nach 
§ 72 Abs. 1 der VO über die Gewährung und Berechnung 
von Renten der Sozialversicherung vom 15. März 1968 
(GBl. II S. 135) sowie nach Ziff. 10 Buchst, g der Richt-
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